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Jugendsozialarbeit ist in Deutschland 
zumeist eine sozialstaatliche Veranstal­
tung, mithin in Umfang und Qualität von 
sozialpolitischen Vorgaben abhängig. Was 
der deutsche Sozialstaat warum und wie 
leisten soll. das wird gegenwärtig politisch 
neu ausgehandelt - und von diesem neu­
en Programm her auch dessen Instrumen­
te neu „eingestellt". Zwar haben die zu den 
verschiedenen Zeiten worlgewaltig als 
Umhauten gerechtfertigten Reformen den 
bundesdeutschen Sozialstaal auf einem 
eigentümlich gradlinigen Entwicklungs­
pfad gehalten, allerdings seit Ende der 
70er Jahre bei ebenso gradlinigen Ein­
schränkungen des sozialslaatlichen Leis­
tungskatalogs. Deswegen mag man viel­
leicht den großen Worten der aktuellen 
Sozialpolitik nicht trauen - und auch die 
Rede vom aktivierenden Sozialstaat für 
einen großen Schwindel halten, mit dem 
der seit vielen Jahren übliche Sozia.labbau 
weiter fortgesetzt wird. Tatsächlich geht 
es aktuell auch um weitere Einschränkun­
gen bei den sozialstaallichen Leistungen; 
doch es gehl zugleich um mehr. Die ge­
genwärtig betriebenen Reformen greifen 
tiefer und werden den bundesdeutschen 
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Sozialstaat „in seinen Wurzeln" verän­
dern. Und das Programm, mit dem diese 
radikalen Veränderungen vorbereitet und 
orientiert werden, steht unter dem Stich­
wort des aktivierenden Sozialstaats. 
Dieses Programm ist längst nicht nur Pro­
gramm, sondern, vor allem mit der Agen­
da 2010 des Altkanzlers Schröder, Reali­
läl geworden - und hat sich mit den Hartz­
Reformen bereits mächtig blamiert. Des­
wegen wird die Neuprogrammiernng des 
bundesdeutschen Sozialstaats aber nicht 
beendet, kurz nachdem sie begonnen wur­
de. Auf das offenkundige und inzwischen 
auch regienmgsamtlich eingestandene 
Fiasko der Hartz-Reformen reagieren die 
politisch Verantwortlichen mit Reformen 
der Reformen - und setzen gerade so ihr 
Programm des aktivierenden Sozialstaats 
fort. 
Stellt man sie dabei nicht unter den Ge­
neralverdacht, dem allseits grassierenden 
Wahn des Neoliberalismus verfallen zu 
sein, wird man ihnen abnehmen, dass sie 
mit ihrem aktivierenden Sozialstaat auf 
Probleme des bestehenden Sozialstaats 
reagieren. Dessen Instrumente lösen im­
mer weniger die ihnen „anvertrauten" so­
zialen Probleme, sind statt dessen selbst 
zum Problem geworden und machen im­
mer mehr Probleme (vgl. Lessenich/Möh­
ring-Hesse 2004). Zu den Problemanzei­
gen des bestehenden Sozialstaats gehören 
nicht zuletzt Benachteiligungen von und 
Verwerfungen bei Kindern und Jugendli­
chen, allen voran deren besonders hohe 
Betroffenheit von Armut und Arbeitslosig­
keit. So gilt das Programm des aktivieren­
den Sozialstaats gerade Kindern und Jug­
endlichen: Das „Fordern und Fördern" soll 
besonders diesen helfen; das Ziel, gesell­
schaftliche Inklusion für Jeden sicherzu­
stellen, wird insbesondere ihnen gegenü­
ber vorgetragen; die Option, Investitionen 
allen Formen der Kuration vorzuziehen, 
gerade von deren Problemen her begrün­
det. 
Weil der aktivierende Sozialstaat beson­
ders Kinder und Jugendliche unterstützen 
und deren gesellschaftlicher Inklusion 
dienen soll, lässt er die Jugendsozialarbeit, 
eines der bislang eher randständigen so-
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zialstaatlichen Instrumente, nicht nnhe­
eindruckt (vgl. Esch 11. a. 2001). Im Ge­

genteil: Gerade im Bereich der Jugendso­
zialarbeit wird die Neuprogrammierung 
des deutschen Sozialstaats wirksam. Was 
hat, so wird deshalb in diesem l3eitrag 
gefragt, die Jugendsozialarbeil vom akti­
vierenden Sozialstaat zu erwarten'? 

Das Programm 

Der „aktivierende Sozialstaat" ist kein 
geschützter Markenname und wird von 
unterschied! ichen Parteien uu t erschied­
lich besetzt und in verschiedenen Dis­
kussionszusammenhängen verschieden 
eingesetzt. Trotz aller Differenzen kom­
men die unterschiedlichen Parteien, und 
verschiedenen Konzepte in einer gemein­
samen Programmatik und in gemeinsamen 
Abgrenzungen zum bestehenden Sozial­
staat überein, so dass über die Grenzen 
von Parteien und Theorieschulen hinweg 
ein Programm ries aktivierenden Sozial­
staats betrieben wird. Während der beste­
hende Sozialstaat schwerpunktmäßig ,,mf 
die gemeinsame Bewältigung gemeinsa­
mer Lebensrisiken setzt, dabei gesell­
schaftliche Inklusion voraussetzt und die­
se bei Eintreten der Risiken durch Ge­
währleistung von erworbenen Lebensstan­
dards „nur" absichern soll, zielt der akti­
vierende Sozialstaat unmittelbar auf die­
se Voraussetzung, zielt also auf gesell­
schaftliche Inklusion. Sozials!Ratliche 
Aktivitäten sollen in erster Linie dazu die­
nen, die Zugehörigkeit aller zm Gesell­
schaft und d. h. vor allem den Zugang zu 
deren dominanten Bereichen zu gewähr­
leisten. Das Maß an gesellschaftlicher In­
klusion wird daran bemessen, ob und in 
welchem Maße die Betroffenen ihr Leben 
ohne sozialstaatliche Unterstützung lebeu 
können, ohne gesellschaftlich „unterzuge­
hen". Der aktivierende Sozialstaat soll 
Menschen zu einem von sozialstaatlichen 
Aktivitäten unabhängigen und in diesom 

Sinne eigenverantwortlichen Leben befä­
higen - soll sich also im Leben seiner Bür­
gerlnnen „überflüssig" maclrnn. Als die 
größte Herausforderung für einen solchen 
Sozialstaat wird die Arbeitslosigkeit her-



vorgehoben: Erwerbsarbeit is t für diese 
Gesellschaft eine wichtige, wenn nicht die 
wichtigste Voraussetzung für gesellschaft­
liche Inklusion, weswegen der aktivieren­
de Sozialstaat die Menschen vor allem in 
die Lage versetzen soll, auf dem Arbeits­
markt erfolgreich sein zu können. 
Entsprechend seiner originären Aufgaben­
stellung wird der in  Deutschland beste­
hende Sozialstaat durch seine kurativen 
und monetären Leistungen dominiert .  
Dagegen soll der aktivierende Sozialstaat 
stärker investiv tätig werden, das Human­
nnd Sozialvermögen der Menschen för­
dern und sie befähigen, zu den gesell­
schaftlich dominanten Bereichen Zugang 
zu finden, dort erfolgreich aktiv zu wer­
den und auf diesem Wege zur Gesellschaft 
dazuzugehören. Statt vor typischen Risi­
ken zu schützen, soll der Sozialstaat die 
Einzelnen in die Lage versetzen, ihre Ri­
siken selbst zu übernehmen und zu ma­
nagen. Sta l l  re trospektiv entstandene 
Schäden und Bedarfslagen zu erkunden, 
sollen Schäden und Bedarfslagen prospek­
tiv erkannt und von vornherein vermie­
den werden (vgl . Ebsen/Ingwer 11 .  a. 2004, 
S. 6). ,.Fordern und Fördern" gilt als Me­
thode dieser Art sozialstaatlicher Investi­
tionen: In dem Maße, wie der Sozialstaat 
in die Fähigkeiten der Einzelnen inves­
tiert, soll er sie zugleich in die Pflicht neh­
men, erwartbare Anstrengungen zu unter­
nehmen und besonderen Verpflichtungen 
nachzukommen - und fördert sie gerade 
dadmch, dass er sie „in ihrem eigenen 
Interesse" fordert. Besonders relevant wird 
dieses neue Sozialstaatsprogramm ge­
genüber den von Arbeitslosigkeit Betrof­
fenen: Nicht so sehr die Bewältigung der 
Arbeitslosigkei t  und die Kompensation 
von fehlendem Erwerbseinkommen ist 
seine Aufgabe, sondern die Qualifizierung 
und Motivierung der Erwerbslosen sowie 
deren Vermittlung in Beschäftigung ist 
sein primäres Ziel, Mit dieser Umprogram­
micrung soll der bundesdeutsche Sozial­
staat für die eigene, nämlich erwerbsar­
beitsbezogen€ Grnndlogik selbst Verant­
wortung übernehmen - und durch „For­
dern und Fördern" zusätzliche Beschäfti­
gung generieren. 1 1 

Der aktivierende Sozialstaat wartet nicht, 
wie der bestehende, auf bestimmte, zuvor 
definierte Situationen, in denen er dann 
aktiv wird bzw. werden muss, sondern er 
identifiziert prospektiv typische Lebens­
lagen, in denen er sich engagiert, um in 
besonderen Situationen nicht mehr aktiv 
werden zu müssen. Kindheit und J11gen<l 
ist eine solche, dabei sogar besonders her­
vorgehobene Lebenslage: Investitionen bei 
Kindern und Jugendlichen haben nicht 
nur eine hohe Relevanz für deren gesell­
schaftliche Inklusion und wirken UH.chhal­
tig, sondern sind zudem hoch effizient. 
Zumindest wird häufig behauptet, dass 
ein möglichst frühzeitiges „Fordern und 
Fördern" aufwändige und wenig erfolgver­
sprechende Leistungen für Erwachsene 
überflüssig machen wird. Die unter dem 
Stichwort der Aktivierung laufende Neu­
programmierung des bundesdeutschen 
Sozialstaats scheint also geradezu auf Ju­
gendsozialarbeit zugeschnit ten zu sein. 
Diese bringt 'von Hause aus den geforder­
ten Bezug auf eine spezifische Lebenslc1-
ge sowie die präventive Orientierung mit ; 
sie „investiert" in die Befähigung von Kin­
dern und Jugendlichen. ihr Leben zukünf­
tig ohne sozialstaatliche Unterstützung 
führen zu können, und ebnet so den Weg 
zur vollen Zugehörigkeit zur Gesellschaft 
und zur Autonomie in dieser. Der aktivie­
rende Sozialstaat pass! also, wie die be­
kannte Faust aufs Auge, zu der auf Kinder 
und Jugendliche spezialisierten Sozialar­
beit. Allerdings sollte man das bekannte 
Bild von der Faust auf dem Auge wörtlich 
nehmen. Denn gegen <lcn ersten Anschein 
wird das neue Programm die Bedil lgu11-
gen für professioneÜe Jugendsozialarbeit 
erschweren - und zwar in dem Mäße, wie 
der aktivierende Sozialstaat Wirklichkeit  
wird. Soll professionelle Jugendsozialar­
beit in Zukunft möglich sein, muss daher, 
so soll im Folgenden gezeigt werden, der 
aktivierende Sozialstaat „gebändigt" wer­
den. 

Inklusion 

Zugehörigkeit und Teilhabe sind die für 
den aktivierenden Sozialstaat ausgegP.be-
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nen Ziele und stehen einem Staat außer­
ordentlich gut. der als Teil und Instrument 
einer demokratischen Gesellschaft begrif­
fen wird. Eine solche Gesellschaft hat, 
zumindest in normativer Hinsicht, voll­
ständige Inklusion und allgemeine Teilha­
be als „Geschäftsbedingung" und muss 
sich (auch} des Staates bedienen, um die­
se Voraussetzungen auf Dauer und in der 
notwendigen Allgemeinheit sicherzustel­
len (vgl. Möhring-Hesse 2004, S. 133-151). 
Allerdings handelt es sich bei der bundes­
deutschen Gesellschaft nicht nur um eine 
demokratische Gesellschaft, sondern auch 
um eine Arbeitsgesellschaft {vgl. ders. 
2001): Die Mehrzahl der in der Bundesre­
publik lebenden Menschen wird in abhän­
gige Beschäftigung gedrängt, indem sie nur 
über ihr Arbeitseinkommen einen eigen­
ständigen und angemessenen Anteil am 
gesellschaftlichen Reichtum erhalten und 
so ihren Lebensunterhalt selbständig si­
chern kann. Zahlreiche Institutionen, ge­
rade auch die des (Sozial-)Staats, sichern 
diese Nötigung ab, sichern aber zugleich 
auch die Vo.raussetzungen abhängiger 
Beschäftigung und fangen deren systema­
tische Risiken und Verwerfungen auf. Um 
zur bundesdeutschen Gesellschaft „da­
zuzugehören", muss man bei der Veräu­
ßerung seines Arbeitsvermögens erfolg­
reich sein, zu der man von eben dieser 
Gesellschaft genötigt wird. Erwerbsarbeit 
entscheidet also hierzulande über gesell­
schaftliche Inklnsion und gleichberechtig­
te Teilhabe. 
Diesem Sachverhalt trägt der aktivieren­
de Sozialstaat Rechnung und konzentriert 
seine Inklusionsbemühungen auf eben 
diese Dimension gesellschaftlicher Inklu­
sion, strebt also dio Integration in Erwerbs­
arbeit - und bei Kindern und Jugendlichen 
als deren Voraussetzung Ausbildung - an. 
Dass sich der aktivierende Sozialstaat pro­
grammatisch für dieses besondere Inklu­
sionserforderuis „interessiert" und Ar­
beitsmarktintegration als Bedingung ge­
sellschaftlicher Inklusion zu erwirken 
sucht, ist überaus plausibel. mehr noch : 
vollkommen richtig. Dadurch aber, dass 
er dieses Ziel vor alle anderen sozialstaat­
lichen Ziele setzt, diese besondere Dirnen-
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sion gesellschaftlicher Inklusion privile­
giert, wenn nicht gar monopolisiert, wird 
das neue Programm für die professionelle 
Jugendsozialarbeit zum Problem. 
In dem Maße, wie das Programm des akti­
vierenden Sozialslaats greift , wird jede 
vom Sozialstaat kontrollierte Jugendsozi­
alarbeit zur erwerbsarbeilsbezogenen So­
zialarbeit und damit vorrangig oder gar 
ausschließlich beauftragt ,  Ausbildungs­
und Arbeitshemmnisse zu bearbeiten und 
Jugendlichen Wege in Ausbildung und 
Beschäftigung zu eröffnen. Mil dieser vor­
rangigen, gar ausschließlichen Zielvorga­
be wird die Jugendsozialarbeit angehal ten, 
die Probleme von Kindern und Jugendli­
chen erstrangig als Probleme ihrer (künfti­
gen) Arbeitsmarktintegration wahrzuneh­
men und folglich die in deren Lebensla­
gen typischerweise anstehenden Problem­
lagen auf diese Probleme hin zu reduzie­
ren, zumindest aber von diesen Problemen 
her zu bestimmen. So aber wird die Brei­
te der zu bearbeitenden Problemlagen 
(auch von erwerbslosen T ugendlichen) 
grundsätzlich verkannt und dementspre­
chend der Bedarf an professioneller Bera­
tung, Begleitung und Betreuung von vorn­
herein unterschätzt. Eine so eingestellte 
Jugendsozialarbeit wird den Standards 
professioneller Sozialarbeit nicht genügen 
können, wird mithin in ihrer Beratung, 
Begleitung und Betreuung unter ihren ei­
genen Ansprüchen bleiben müssen. 
Diese Deprofessionalisierung mag zu­
nächst einmal nur die Sozialarbeiterinnen 
und -arbeiter, möglicherweise auch die 
von ihnen beratenen, begleiteten und be­
treuten Kinder und Jugendlichen betrü­
ben: Die ersten dürfen weniger, als sie kön­
nen; und die zweiten bekommen weniger, 
als sie brauchen. Über diesen Kreis <ler 
unmittelbar Betroffenen hinaus is t die 
vom aktivierenden Sozialstaat bewirkte 
Kastration der Jugendsozialarbeit aber 
auch gesellschaftlich problematisch, zu­
mindest wenn man sie an dem ausgege­
benen Ziel der gesellschaftlichen Inklusi­
on bemisst. Durch die Konzentration auf 
eine, wenngleich wichtige Dimension 
kann die fugendsozialarbeit gesellschaft­
liche Inklusion nicht hinreichend beför-



dem und vernachlässigt die gesellschaft­
liche Inkl11sion gerade der Kinder und 
Jugendlichen, die zur Erlangung gleichbe­
rechtigter Teilhabe auf professionelle 
Unterstützung angewiesen sind. 
Die Bundesrepublik, in die hinein der ak­
tivierende Sozialstaat (nicht nur) Kinder 
und Jugendliche integrieren soll, ist nicht 
uur, nicht einmal vorrangig eine Arbeits­
gesellschaft. Neben anderen Bestimmun­
gen ist sie eben auch eine demokratische 
Gesellschaft und diese Bestimmung muss 
ihr oder genauer: muss allen ihren Bür­
gerinnen und Bürgern und in deren Stell­
vertretung auch ihrem Staat in normati­
ver Hinsicht wichtiger sein, als dass sie 
auch eine Arbeitsgesellschaft ist. Denn 
diese betrifft ihre grundlegende politische 
Ordnung, auf deren Grundlage erst alle 
anderen gesellschaftlichen Ordnungen, 
auch ihre arbeilsgesellschaftlichen Struktu­
ren, ausgehandelt werden können. Wird, 
wofür es gute Gründe gibt, die Program­
matik sozialstaatlicher Leistungen von den 
gesellschaftlichen Erfordernissen vollstän­
diger Integration her bestimmt, dann ist 
der Sozialstaat gehalten, den Inklusions­
bedarf nicht allein von der arbeitsgesell­
schaftlichen Ordnung der Bundesrepub­
lik, sondern gnmdlegender von der die­
ser Ordnung vorgelagerten politischen 
Ordnung her zu bestimmen. Dazu müs­
sen die sozialstaatlichen lnklusionsbemii­
hungen gmndlegend vom Prinzip gleich­
berechtigter Teilhabe her orientiert wer­
den, dass Jede und Jeder gleiche Beteili­
gungsrechte und vergleichbare Möglich­
keiten haben muss, diese gleichen Rechte 
auch zu verwirklichen. Kindern und Ju­
gendlichen werden diese gleichen Rechte 
zwar verwehrt, dies aber nur aus dem 
einzigen (legitimen) Grund, um sie dar­
auf vorzubereiten, diese Rechte einmal 
wahrzunehmen. An dieser Vorbereitung 
hat die Jugendsozialarbeit teil, mehr noch: 
Von dieser Aufgabe her muss sie grund­
sätzlich bestimmt werden. Um aber Ju­
gendliche darauf vorzubereiten, gleiche 
Rechte wahrzunehmen, braucht es ein 
bisschen mehr, als sie in Ausbildung oder 
Beschäftigung zu „fordern und fördern". 
Deshalb aber kann die Jugendsozialarbeit 

ihrem Inklusionsauftrag nur nachkom­
men, wenn sie ihn breiter fasst ,  als es der 
aktivierende Sozialstaat (zumindest bis­
lang) vorsieht. 

Integration in Erwerbsarbeit 

Die sozialstaatliche Konzentration auf 
Beschäftigungsintegration zu problemati­
sieren, heißt nicht, die Notwendigkeit von 
erwerbsarbei tsbezogener Sozialarbeit und 
insbesondere Jugendsozialarbei t in Frage 
zu stellen. Weil Elwerbsarbeit eine wich­
tige . Dimension gesellschaftli cher Zuge­
hörigkeit ist, darf der Sozialstaat Erwerbs­
arbeit nicht nur erzwingen, sondern muss 
durch entsprechende Aktivitäten Men­
schen auch befähigen, sich erfolgreich auf 
dem Arbeitsmarkt behaupten zu können 
und dazu bestehende Barrieren und Hemm­
nisse zu überwinden. Dies gilt zumal für 
Kinder und Jugendliche, sofern in dieser 
Lebensphase wichtige Vorentscheidungen 
für künftige Arbeitsmarktchancen getrof­
fen werden und deshalb Verwerfungen 
nachhaltige Folgen haben. Aber selbst eine 
erwerbsarbeitsbezogene Sozialarbeit, erst 
recht Jugendsozialarbeit, wird in ihren 
Bemühungen, Wege in Ausbildung und 
Beschäftigung zu eröffnen, zumeist nur 
dann erfolgreich sein können, wenn sie 
sich in ihrer Problemwahrnehmmig und 
-bearbeitung nicht auf Ausbildung und 
Erwerbsarbeit kaprizieren muss. Barrieren 
und Hemmnisse bei Ausbildung und Be­
schäftigung werden nämlich, zumal bei 
Jugendlichen, häufig durch Probleme oder 
Benachteiligungen verursacht. die außer­
halb von Ausbildung und Beschäftigung 
liegen. Dann sind fehlende Ausbildung 
und Arbeitslosigkeit lediglich Symptome 
für anderweitige Problemlagen, die es aber 
zu bearbeiten gil t. um Wege in Ausbildung 
und Beschäftigung zu eröffnen. So zeigen 
die guten Erfahrungen aus dem vom Bun­
desministerium für Jugend finanzierten 
Modellprojekt der Kompetenzagenturen 
(siehe: http://www.kompetenzagen turen. 
de), dass die Probleme von Kindern und 
Jugendlieben umfassend bearbeitet wer­
den müssen, um ihnen (auch) erwerbsar­
beitsbezogene Chancen zu eröffnen. Wenn 
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dagegen die Optik der erwerbsarbeitsbe­
zogenen Jugendsozialarbeit auf Arbeits­
marktintegration beschränkt wird, kann 
sie zllmeis1 selbst diese nicht bewirken. 
Auch r1ls erwerbsarbeitshezogene Sozial• 
arbeit m11ss also die Jngendsozialarbeil der 
Konzentration des aktivierenden Sozial ­
star1ts auf Arbeilsmarktinlegration auswei­
chen können . 
E11tgege11 des bei deu Hartz-Reformen ge­
pflegten Eindrucks liegen die Ursachen 
der bestehenden Massenarbeitslosigkeit 
nicht in fehlenden Bereitschaften oder 
Fähigkeiten der Erwerbslosen, liegen nicht 
einmal schwerpunktmäßig auf dem Ar­
beits1wll'kt. Deswegen wird aber auch eine 
erwerbsnrbeitsbezogene J11gendsozialar­
beit, selbst wenn sie erfolgreich ist, keine 
znsätzliche Ueschäftigung generieren und 
daher die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
nicht nennenswert verbessern. Zwar ist 
die Arbeit an Berei tschaften und Fähig­
keiten von Jugendlichen, ist auch deren 
bessere Vermittlung in Ausbildung und 
Beschäftigung möglich und deswegen 
auch gefordert. Sie wird aber nicht zur 
Bese i t igung der verfcstiglcn Masseuar­
bei lslosigkcit , sondern bestenfalls zur De­
mokratisierung des damil gegebenen Be­
schäftigungsdefizits beitragen und so ei­
nen Beitrag gegen die soziale Ausgrenzung 
der von Arbeitslosigkeit Betroffenen leis­
ten können, sofern sich die Arbeitslosig­
keit nicht einzig und allein auf den Schul­
tern von wenigen, dafür abm dauerhaft 
Betroffenen festsetzt. 
Stell !  mau die Bedingungen auf dem Ar­
beitsmarkt und die begrenzten Möglich­
keilen der Tug1mdsozialarbeit realistisch in 
Rechnung, 1ml auch die erwerbsarbeitsbc­
zogene Jugendsozialarbeit mit Arbeitslo­
sigkeit als einer bleibenrlen Möglichkeit 
für die Jugendlichen zu rechnen, imf de­
ren Arbeitsmarkliutegration hin sie arbei­
tet. Dann aber gehört es zur professionel­
len Beratung und Begleitung dieser .  Ju­
gendlichen, sie auch auf ihre potentielle, 
nein wahrscheinliche Arbeitslosigkeit vor­
zubereiten und sie für einen konstrukti­
ven Umgang damit zu qualifizieren. Eine 
erwcrbsarbei tsbezogene Jugendsozialar­
beil dagegen, die Jugendliche allein auf 
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Ausbildung und Erwerbsarbeit , nicht aber 
auch auf Arbeitslosigkeit vorbereite t .  wird 
bei diesen die Fh1strntionen und Verwer­
fungen in folge einer eintretenden J\rbeils­
losigke i l  verschärfen und dami l das Risi­
ko erhöhen, dass sich Arbeitslosigkei t  bei 
den Betroffenen als Dauerzustand verfes­
tigt und in  der Folge desintcgrativ wirkt . 
Nicht nur Erwerbsarbeit , sondern auch 
Arbeitslosigkeit müssen daher Thema P i ­
ner erwerbsarbeilsbezogenen jugemlsozi ­
alarbeil sein. was aber im Programm des 
aktivierenden Sozialstaats gcradn nich l 
vorgesehen ist. 
Mehr noch: Zumindest wenn der einge­
schlagene Weg fortgesetzt wird, droht d;is 
Iuklnsionsversprechen des aktivierenden 
Sozialstaats und der von ihm eingenom­
menen Jugendsozialarbeit i n  sein genau­
es Gegenteil umzukippen. Erwerbsarbei t ,  
in die hinein der aktivierende Sozialstaat 
Jugendliche „fordern und fördern" soll, isl 
eine gesellschafllich geregelte Veranstal­
tung. Zu deren Ordnung gehört nicht uur. 
dass Menschen ohne ansreicheurlfis V1�r­
mögen in eben diese Veranstal tung gn­
drängt werden , um ein eigensliincligcs Ein­
kommeu zu erzielen. Geregelt sind ;:iuch 
Bedingungeu der Erwerbsarbeit und de­
ren Entlohnung, die die Erwerbsarbei t  
ausmachen, z u  der die Menschen ohne 
ausreichendes Vermögen geuöligl wcrclrm . 
Unter dem Eindruck knapper KRssen oder 
auch nur unter politischem Erfolgsdrnck 
stellt der buudcsdeutsdw Sozialslac1l die 
eingespielten Regeln der E1werbsarbei l für 
die von Arbeitslosigkei t Betroffenen zu• 
nehmend zurück und sur.ht diese, vor al­
lem die von dauerhafter und immer wie­
derkehrender A.rbei tslosigkei l Betrofüme1i . 
in irgendeine, wie auch immer geregelte 
Arbeit zu „fordern und fördern".  Jedwede 
Arbeit sei fiir die Betroffenen besser als 
jede Arbeitslosenunters tützung, behaup­
ten die politisch Verantwort lichen. In der 
Konsequenz ist aber die Arbei t , in  die hin­
ein gefördert und gefordert wird, inuncr 
weniger die Arbeit, die für die Mehrhei t  
der Erwerbspersonen normal ist  und in 
die hinein Erwerbslose eigentlich inte­
griert werden sollen . Es ist eine Arbei t  
ohne existenzsicherndes und selbstäncli-



ges Einkommen, ohne vergleichbare Rech­
te und ohne vergleichbare Sichenmgsan­
sprüche, schließlich auch ohne die an­
sonsten üblichen Vertretungs- und Mit­
bestimmungsmöglichkeiten - und eben 
deshalb nicht die Erwerbsarbeit, die zu­
recht als eine Bedingung gesellschaftlicher 
Inklusion behauptet wird. Indem (nicht 
nur) Jugendliebe in eine solche andere 
Arbeit hinein gefördert und gefordert wer­
den, wird das Gegenteil von dem erreicht, 
was versprochen wird, nämlich die Aus­
grenzung der davon Betroffenen aus der 
für alle anderen normalen Erwerbsarbeit 
und in der Folge auch deren ökonomische 
und gesellschaftliche Ausgrenzung. Zu­
mindest unter der Maßgabe, dass sie zur 
gesellschaftlichen Inklusion beitragen soll, 
hat sich daher die Jugendsozialarbeit die­
sem Zug des aktivierenden Sozialstaats zu 
widersetzen - und Jugendliebe nicht in ir­
gendeine Arbeit hinein zu fördern, son­
dern sie auf den Weg hin zur Erwerbsar­
beit zu begleiten. 

Individualisierung 

In dem Bemühen, die auf sozialstaatliche 
Leistungen angewiesenen Menschen zu 
aktivieren, individualisiert der aktivieren­
de Sozialstaat die Ursachen der Hilfebe­
dürftigkeit und in Antwort darauf auch die 
Leistungen seiner Aktivierungen. Die mit 
der Aktiviemng von Hilfebedürftigen be­
auftragten „Fallrnanagerlnnen" suchen die 
,.ganz persönlichen" Schritte der Aktivie­

rung zu planen, sie mit den Hilfebedürfti­
gen vertraglich zu vereinbaren. Sie haben 
nach Vertragsschluss die vereinbarten 
Schritte zu „managen". Diese Umsteuc­
rung sozialstaatlicher Aktivitäten dürfte 
gerade auf dem Feld der Jugendsozialar­
beit weit vorangetrieben worden sein. Ver­
sprochen werden den Hilfebedürftigen, 
wie auch dem kritischen Publikum, .,pass­
genaue" und deswegen effiziente Hilfe­
maßnahmen. Weil aber das „Passgenaue" 
ganz auf jeweils Einzelne abstellt, steht es 
zumindest in der Gefahr, die je Einzelnen 
aus ihrem Umfeld herauszulösen und ih­
ren „Fall" in Absehung von diesem Um­
feld zu managen - zumal dann, wenn die 

Hilfeplanung unter s tarkem Effizienz­
druck steht. 
Zum professionellen Wissen der Sozial­
arbeit gehört es, dass die Probleme von 
Klientlnnen zumeist nicht qualifiziert „be­
arbeitet" werden können, wenn nicht zn­
gleich ihr Umfeld mit „bearbei tet" und 
„genu tzt", zumindest aber hinreichend 
berücksichtigt wird. Dies gilt zumal für die 
Jugendsozialarbeit: Die Beratung, Beglei­
tung und Betreuung von T ugencllichen 
müssen sowohl deren biographischen 
Hintergrund wie auch deren familiäres 
und soziales Umfeld bei der Problem- und 
Kompetenzfeststellung berücksichtig(m 
und bei der Hilfeplanung und bei der wei­
teren Beratung und Betreuung der Jugend­
lichen große Aufmerksamkeit widmen. 
.,Passgenau" wird professionelle Jugend­
sozialarbeit deshalb erst dann, wenn sie 
sich gerade nicht auf die je einzelnen 
Hilfebedürftigen konzentriert, sondern mit 
Blick auf deren Probleme wie auch anf 
deren Kompetenzen und Ressourcen über 
die Hilfebedürftigen hinaus deren Umfeld 
mit „bearbeitet" bzw . .,nutzt". Um diesen 
systemischen Blick nicht nur in Lehrbü­
chern, sondern auch in der Praxis aufbrin­
gen zu können, muss sich die Juge11dso­
zialarbeit dem aktivierenden Sozialstaat 
und seiner Umprogrammienmg von So­
zialarbeit zum individuumsbezogenen 
,.case management" entziehen. 

Paternalismus 

Im Zuge sozialstaatlicher Aktivierung sol­
len Hemmnisse beseitigt werden, die den 
Betroffenen den Weg in Ausbildung und 
Erwerbsarbeit erschweren oder verhin­
dern. Dabei rechnet man vor allem mit in 
der Persönlichkeit verankerten Merkma­
len, die, wie fehlende Motivation oder 
unzureichende Qualifikationen, durch das 
doppelgleisige Vorgehen des Förderns und 
Forderns angegangen werden sollen. Ins­
besondere bei Jugendlichen sollen so de­
fizitäre Verhaltensweisen und Persönlich­
keitsstrukturen verändert werden, die als 
der eigentliche Grund für unzureichende 
Ausbildung, für prekäre Beschäftigungs­
chancen und Unterbeschäftigung und all-
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gemein als Ursache für Armut und sozia­
le Ausgrenzung gelten. Die sozialstaatli­
che Aktivierung zielt also nicht nur auf 
eine bessere Ausbildung und verbesserte 
Ausbildungschancen, sondern diese wer­
den als Folgen der unmittelbar intendier­
ten Veränderungen bei Verhaltensweisen 
und Persönlichkeitsstrukturen beabsich­
tigt. Über das „Fordern und Fördern" be­
treibt der aktivierende Sozialstaat so eine 
„Politik der Lebensführung", wobei die 
Geförderten und Geforderten bewusst wie 
,.Kinder behandelt werden" (Mead 1997), 
die für die Gesellschaft inklusionsbereil 
und -fähig „gemacht" werden sollen. 
Dieser dem aktivierenden Sozialstaat ei­
gene Paternalismus wurde bereits oft mo­
niert, ebenso wie dessen Widerspruch zu 
der mit diesem Programm üblicherweise 
verbundenen Philosophie der Freiheit und 
Autonomie (vgl. dazu Möhring-Hesse 
2006). Offenbar hat der aktivierende So­
zialstaat weniger mit einem liberalen 
Staat, dafür weil mehr mit einem Obrig­
keitsstaat zu tun, der - zumal in Deutsch­
land - immer schon am Besten wusste, 
was für seine Untertanen das Beste ist. 
Doch möglicherweise ist dieser Paterna­
lismus im Bereich der Jugendsozialarbeit 
weniger dramatisch, handelt es sich bei 
deren Zielgruppe um Kinder und Jugend­
liche, die als Kinder und Jugendliche be­
handelt werden müssen. Der von den So­
zialpolitikerinnen und ihren sozialwissen­
schaftlichen Vor- und Zudenkerlnnen ein­
geplante Paternalismus wird jedenfalls 
häufig mit den Inklusionserfordernissen 
von Kindern und Jugendlichen gerechtfer­
tigt, die in unseren raueren Zeiten zuneh­
mender Globalisierung - und in ihrem 
„wohlverstandenen" eigenen Interesse 
und daher auch gegen ihren Willen - auf 
den richtigen Lebensweg geführt werden 
müssen. Mit genau dieser Rechtfertigung 
stoßen sie offenbar auf einige Plausibili­
tät und finden für ihr paternalistisches 
Programm offenbar wachsende Zustim­
mung in der politischen Öffentlichkeit. 
Durchhalten lässt  sich diese „Politik der 
Lebensführung" allerdings nicht, zumin­
dest nicht von Seiten der Sozialarbeiter­
innen und -arbeiter, die die Jugendlichen 
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im Rahmen von Jugendhilfemaßnahmen 
auf den „richtigen Lebensweg" bringen 
sollen. Denn sie werden mit diesem Auf­
trag kognitiv und ethisch überfordert: 
Zwar sind ihnen die groben Wegmarken 
richtiger Lebensführung, etwa die Maxi­
me, sich allzeit dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung zu stellen, vorgegeben und 
müssen nnr an „ihre" Jugendlichen wei­
tergegeben werden. Wie diese Wegmarken 
unter den Bedingungen zunehmender In­
dividualisierung und den daraus resultie­
renden Instabilitälen und Verwerfungen 
von Jugendlichen eingehalte11 werden 
können, können sie allerdings immer we­
niger antizipieren. So einfach die sozial­
staatlich vorgeschriebene Lebensführung 
in ihren Maximen auch immer ist, so kom­
plex sind die Bedingungen, unter denen 
Jugendliche die ihnen vorgeschriebe Le­
bensführung realisieren müssen. Deren 
Komplexität jedenfalls überfordert nicht 
nur die Jugendlichen, die an diesen Ma­
ximen scheitern,  sondern auch die sie 
beratenden Sozialarbeiterinnen und Sozi­
alarbeiter. Folglich können sie diese typi­
schen Lebensmuster nicht verantwortlich 

empfehlen, geschweige denn vnranlwort­

lich anordnen. Genau das aber verlangt der 
aktivierende Sozialstaat von ihnen, wes­
wegen sie entweder an diesem Auftrag 
und damit vor ihren Auftraggebern oder 
aber an ihren beruflichen Standards und 
damit vor ihrer professionellen Ethik 
scheitern müssen. 
Problematisch sind auch die vorgegebenen 
Wegmarken. Wie immer die den Jugendli­
chen empfohlene „richtige Lebensfüh­
rung" aussieht, sie wird letztlich dadurch 
bestimmt, dass man der sozialstaatlichen 
Unterstützung nicht bedarf und in diesem 
Sinne autonom lebt. Wer sozialstaatliche 
Leistungen nicht in Anspruch nimmt. dem 
wird Anerkennung durch den aktivieren­
den Sozialstaat zuteil; wer sie dagegen in 
Anspruch nimmt, wird unter Verdacht 
gestellt - und kann nur in dem Maße mit 
Anerkennung rechnen, als gute Gründe 
für seine Inanspmchnahme vorliegen und 
er sich zudem redlich um die angezielte 
Autonomie bemüht. Derartige gute Grün­
de werden vor allem in der Startphase 



autonomen Lebens, also in Kindheit und 
Jugend, zugestanden, weswegen sozial­
staatliche Aktivitäten auf diese Phase kon­
zentriert werden sollen. Jugendsozialar­
beit darf daher „mit gutem Gewissen" ge­
nossen werden, allerdings muss sie mit 
dem Ziel betrieben werden, überflüssig zu 
werden - und kann daher doch wieder 
nicht „mit gutem Gewissen" genossen 
werden. Sozialstaatliche Unterstützung 
allgemein und Jugendsozialarbeit konkret 
erscheinen so als Gegenstücke zur Eigen­
verantwortung und in dieser Opposition 
bestenfalls als eine Art Vorgeschichte von 
Freiheit und Eigenverantwortung. Und das 
wird nicht nur so gesehen, sondern die 
sozialstaatlichen Leistungen, auch die Ju­
gendsozialarbeit ,  werden entsprechend 
ausgerichtet. 
übersehen wird bei der Entgegensetzung 
von Autonomie auf der einen und sozial­
s taatlicher Unterstützung auf der anderen 
Seite, dass Menschen gerade nur dann 
dauerhaft ihre Autonomie leben und si­
chern können, wenn sie dazu auf die 
Unterstützung anderer und eben im Zwei­
fel auch auf deren sozialstaatliche Vermitt­
lung zurückgreifen können. Solidarität ist 
so sehr Voraussetzung von Autonomie, 
dass es geradezu Moment eigenverant• 
wortlichen Lebens ist, die zum Erwerb 
und zur Sicherung der Autonomie not­
wendige Solidarität zu organisieren, sie zu 
stiften und gegebenenfalls in Anspruch zu 
nehmen. In Folge der sozialstrukturellen 
Individualisierung und Flexibilisierung 
sind die Einzelnen sogar zunehmend stär­
ker auf Solidaritäten angewiesen. Gleich­
zeitig werden aber diese Solidaritäten fra­
giler und unwahrscheinlicher und damit 
für die Einzelnen um so wertvoller. Da­
her wird der Sozialstaat, über den wech­
selseitige Unterstützung institutionalisiert 
und so auf Dauer gestellt wird, für die 
Menschen releva"nter - und zwar auch 
dann, wenn sie aktuell dessen Leistungen 
nicht in Anspruch nehmen müssen. Jun­
ge Menschen zur Autonomie zu befähigen, 
heißt dann aber, sie auch auf ein Leben 
mit dem Sozialstaat vorzubereiten. Das 
heißt selbstverständlich nicht, sie in dem 
Bezug von sozialstaallichen Leistungen zu 

halten. Aber es heißt, das sozialstaatlicht=: 
Verhältnis als Normfall autonomen Lebens 
aufzuklären, dessen man zur Sicherung 
eigener Autonomie immer wieder bedarf, 
zu dessen dauerhaftem Bestand man aber 
immer auch selbst beitragen muss. In die­
sem Sinne darf Jugendsozialarbeil nicht 
als Vorgeschichte von Autonomie, sondern 
muss als ein Verhältnis der Autonomie be­
trieben werden. 
Eine solche Jugendsozialarbeit kann aber 
nur dann gelingen, wenn Jugendlicheu 
bereits die Autonomie zugesprochen wird, 
in die sie sich einüben sollen, wenu sie 
also in Autonomie ,,lernen", autonom zu 
leben. Das aber setzt dem vom aktivieren­
den Sozialstaat gepflegten Paternalismus 
enge Grenzen, engere jedenfalls, als sie bei 
der gegenwärtigen Umsetzung gesetzt 
werden. Freiheit ist vor allem anderen eine 
gesellschaftliche Vorleistung. Und der auf 
Inklusion bedachte Sozialstaat und die in 
seinem Auftrag erbrachte Jugendsozialar­
beit sind deshalb angehalten , in ihren 
Aktivitäten der Befähigung diese Vorleis­
tung sicherzustellen. 

Anmerkung 

1 )  Neben der Aktivierung der auf sozialstaat­
lichc Lcistnngen angewiesenen Menschen 
wird noch ein zweites Aktiviorungszinl 
verfolgt: Durch Aufwertung u nd Anwcr­
bnng von bürgerschaftlichem Engagernen 1 
sollen bislang verschüttete Ressourcen der 
Wohlfahrtsgesellschaft nrschlosscn und der 
Sozialstaat auf seine „eigen tlichen" Aufga­
ben konzentriert werden . Auch dinses Pro­
gramm verdifmt eine kritische Auseinan· 
dersetzung, was aber an  dieser Stel le 1 1 11-
terbleiben muss. 
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